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Der Übergang der Arbeitnehmer in den Ruhestand in Osteuropa 

Tatjana Globokar*) 

Anders als in den westlichen Industriestaaten stehen in den RGW-Ländern die Regelungen des Übergangs 
in den Ruhestand völlig unter dem Eindruck daß Arbeitskräftemangel herrsche. Sowohl die Anwendung 
der flexiblen Altersgrenze wie auch die Erhöhung materieller Anreize zur Fortsetzung der Erwerbstätig-
keit im Rentenalter sind auf das Ziel hin orientiert, die Arbeitnehmer möglichst lange im Arbeitsverhältnis 
zu halten um so einerseits mehr Arbeitskräfte zur Verfügung zu haben und andererseits die Rentenfonds 
zu entlasten. Eine Ausnahme innerhalb der Staaten Osteuropas bildet Jugoslawien, das im Zeichen von 
Arbeitslosigkeit und Inflation die Erwerbstätigkeit von Rentnern und das Überschreiten der gesetzlichen 
Ruhestandsgrenze weitgehend zu unterbinden trachtet. 
Die Altersgrenze liegt im allgemeinen bei 60 Jahren für Männer und bei 55 Jahren für Frauen. Nur in 
Polen und in der DDR liegt sie darüber. Die Dauer der notwendigen Arbeitsjahre bis zum Anspruch auf 
Altersrente bewegt sich zwischen 10 Jahren (für Frauen) in Ungarn und 25 Jahren (Männer und Frauen) in 
der Tschechoslowakei. Die Jahre der Berufsausbildung und bei Frauen die Zeit des gesetzlichen 
Sonderurlaubs für die Pflege der Kleinkinder werden darauf angerechnet; Verkürzungen ergeben sich für 
Arbeitskräfte, die unter Tage oder unter gefährlichen und gesundheitsschädlichen Bedingungen arbeiten. 
Der Anreiz zur Weiterarbeit nach Erreichen des Rentenalters wird entweder durch niedrige Renten 
gefördert oder durch spezifische Entlohnungssysteme, die den gleichzeitigen Bezug von Rente und 
Arbeitseinkommen bis zu einer bestimmten Höhe erlauben. Die höchste Erwerbsbeteiligung der Rentner 
kennen die Länder mit dem größten Arbeitskräftemangel: Tschechoslowakei (hier bleiben 22% der 
Bevölkerung im Rentenalter weiter im Erwerbsleben), DDR, Ungarn und Sowjetunion. 
Die Anpassung der Altersrenten (Dynamisierung) wird politisch und technisch gesehen unterschiedlich 
durchgeführt. Renten werden als Leistung des Staates angesehen und sind somit Bestandteil der Sozialpo-
litik. Anders als in den übrigen RWG-Ländern, die praktisch keine Preiserhöhungen kennen, erhält die 
Frage der Anpassung in Jugoslawien, mit seiner durchschnittlich 40%igen Inflationsrate, besondere 
Brisanz: die sporadisch durchgeführten Rentenanpassungen liegen zumeist unterhalb der Inflationsrate 
und führten somit – jedenfalls bisher – tendenziell zu einer Verschlechterung der Kaufkraft bei den 
Rentnern. 

Gliederung 
1. Einführung 

2. Zeitliche Voraussetzungen für den Übergang 
in den Ruhestand 

3. Die Begrenzung der Altersrenten 

4. Rentenversicherungsbudget 

5. Erwerbstätigkeit von Rentnern 

6. Schlußbetrachtung 

1. Einführung 
Der Übergang der Arbeiter und Angestellten in den Ruhe-
stand wird hier als ein besonderer Aspekt der Beschäfti-
gungspolitik am Beispiel von acht osteuropäischen Ländern 
untersucht. Dabei ist ein Unterschied zwischen den sieben 
RGW-Ländern (Bulgarien, DDR, Polen, Rumänien, Tsche-
choslowakei, Ungarn, UdSSR) und Jugoslawien zu betonen: 
Während in den RGW-Ländern ein ständiger Arbeitskräfte-
mangel herrscht, wird Jugoslawien von einem wachsenden 
Arbeitskräfteüberschuß bedroht. Wie aus der Tabelle l her-
vorgeht, können die Länder des Rates für gegenseitige Wirt- 

*) Dr. rer pol. Tatjana Globokar ist wissenschaftliche Mitarbeiterin des Studien- 
und Dokumentationszentrums für die UdSSR, China und Osteuropa 
(CEDUCEE), la Documentation Française. Der Beitrag liegt in der alleinigen 
Verantwortung der Autorin. 

1) Bei ca. 10 Millionen Beschäftigten waren im Jahre 1982 etwa 800 000 
Arbeitslose gemeldet. Indeks, Nr. 6, 1982, S. 6. 

schaftshilfe künftig nur mit einer sehr schwachen Steigerung 
des Arbeitskräftepotentials rechnen; die hohen Erwerbsquo-
ten zeugen von der weitgehenden Erschöpfung der Arbeits-
kräftereserven, und der niedrige Zuwachs der Bevölkerung 
im Erwerbsalter verspricht für die kommenden Jahre keine 
nennenswerte Zunahme der Zahl der Arbeitskräfte. Anders 
liegt der Fall in Jugoslawien, wo der Bevölkerungszuwachs 
kräftiger ist, und wo die Zahl der Arbeitslosen immer mehr 
steigt.1) 
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Die Beschäftigungspolitik dieser Länder befindet sich so 
einerseits unter dem Einfluß der bestehenden Beschäfti-
gungslage und andererseits unter dem Zwang der soziali-
stisch geprägten Sozialpolitik. Diese verlangt eine Reihe von 
Regelungen, die nicht unbedingt im Einklang mit wirt-
schaftlichen Bedürfnissen stehen. Der Übergang der Arbeit-
nehmer in den Ruhestand ist ein typisches Beispiel dieser 
Bedingungen. Aus sozialpolitischen Gründen sind die 
Altersgrenzen für den Anspruch auf die Rente viel niedriger 
festgesetzt, als es in der westlichen Welt üblich ist. Dies 
wirkt nicht nur ungünstig auf den Stand der Beschäftigung, 
sondern auch mindernd auf die Renten, deren niedrige 
Beträge zur weiteren Beschäftigung im Alter zwingen. Die 
Tatsache, daß die Rentenfonds über den Staatshaushalt 
geführt werden, ist ein zusätzliches Hindernis für eine öko-
nomischere Handhabung dieser Fonds. 
Die vorliegende Arbeit versucht, auf Grund einer Ver-
gleichsstudie Haupttendenzen der Politik des Übergangs in 
den Ruhestand darzustellen und zu analysieren. 

2. Zeitliche Voraussetzungen für den Übergang in den 
Ruhestand 
Die für den Bezug der Altersrente notwendige Zahl der 
Arbeitsjahre sowie die Altersgrenze für den Übergang in den 
Ruhestand werden in den osteuropäischen Ländern in der 
Regel niedriger als in den westlichen Ländern angesetzt. Wie 
im Westen wird bezüglich der Altersgrenze ein Unterschied 
zwischen den Männern und den Frauen gemacht. Im allge-
meinen liegt sie bei 60 Jahren für die Männer und bei 55 
Jahren für die Frauen (vgl. hierzu Tabelle 2). Nur in Polen 

 

2) Diese werden auch erst seit dem Ende der 60er Jahre in Betracht gezogen 
und dann nach Ländern unterschiedlich dem allgemeinen Rentensystem 
angepaßt. So ist z. B. in Ungarn im Jahre 1975 ein einheitliches Rentensy-
stem eingeführt worden, nach dem es zuvor eines für die Arbeiter und 
Angestellten,  eines  für die landwirtschaftlichen  Produktionsgenossen-
schaften und eines für die privaten Handwerker gab. 

3) Ljutov, A., Gočeva, R., Ženata-majka, truženička obščestvenicka, Sofija 
1974, p. 429. 

4) Sbirkä zäkonu, 1975, Nr. 121. 
5) Dziennik Ustav PRL, 1968, Nr. 3. 
6) Stiller, P., Die sowjetische Rentenversicherung 1917-1977, Berichte des 

Bundesinstituts für ostwissenschaftliche und internationale Studien, 1979, 
Nr. 42, S. 43 f. 

Arbeiter und Angestellten des sozialistischen Sektors, wäh-
rend die Mitglieder der landwirtschaftlichen Produktionsge-
nossenschaften anderen, meist weniger günstigen Rentenre-
gelungen unterliegen.2) 

Die notwendigen Arbeitsjahre sind ebenfalls unterschiedlich 
nach Geschlecht bestimmt; in den meisten Ländern müssen 
Männer 25 und Frauen 20 Jahre arbeiten, um einen Renten-
anspruch zu erwerben. Keine Geschlechtsunterschiede wer-
den in Jugoslawien, in der DDR, in der Tschechoslowakei 
und in Ungarn gemacht. Besonders auffallend sind die 
Unterschiede in der notwendigen Arbeitsdauer zwischen der 
Tschechoslowakei, wo auch Frauen 25 Jahre lang arbeiten 
müssen und der DDR und Ungarn, wo nur 15 Jahre Arbeit, 
in Ungarn bis vor kurzem sogar nur 10 Jahre Arbeit, für den 
Anspruch auf die Rente genügen. Dies sind die drei Länder, 
die am stärksten unter Arbeitskräftemangel leiden. Aber sie 
reagieren in der Rentenpolitik unterschiedlich darauf: die 
ČSSR mit einer besonders langen erforderlichen Arbeits-
dauer für alle, die DDR und Ungarn dagegen mit einer 
besonders kurzen Anwartschaftszeit bei niedriger Rente, so 
daß ältere Menschen hier besonders stark zur Arbeit ange-
regt werden. 
In allen diesen Ländern wird auf die notwendigen Arbeits-
jahre die Zeit der mit der Arbeitsstelle verbundenen Schu-
lung und bei den Frauen die Zeit des gesetzlichen Sonderur-
laubs für die Pflege der Kleinkinder angerechnet. In einigen 
Ländern, so zum Beispiel in der DDR, werden aber auch die 
Jahre der Ausbildung an einer Universität oder einer höhe-
ren technischen Schule sowie der Militärdienst einbezogen. 
In den meisten hier untersuchten Ländern werden die 
Arbeitnehmer bezüglich der Bedingungen für den Übergang 
in den Ruhestand in zwei oder drei Arbeitskategorien geglie-
dert. In die erste Arbeitskategorie fallen hauptsächlich die 
unter Tage oder unter gefährlichen oder schädlichen Bedin-
gungen arbeitenden Menschen, in die zweite Schwerarbeiter 
und in die dritte alle übrigen. Für die ersten beiden Katego-
rien verkürzt sich die notwendige Arbeitsdauer erheblich 
und die Altersgrenze für das Erreichen des Ruhestandes 
wird niedriger angesetzt. In Bulgarien zum Beispiel fallen 
die entsprechenden Unterschiede wie folgt aus3): 

 

Diese Regelungen sind in den anderen Ländern weniger 
großzügig. So wird in der CSSR die Arbeitsdauer für die 
Arbeiter in der ersten Kategorie auf 20 Jahre vermindert und 
die Altersgrenze von 60 auf 58 Jahre herabgesetzt.4) In Polen 
wird die Altersgrenze um 5 Jahre niedriger für Beschäftigte 
der ersten Arbeitskategorie. Dazu gehören diejenigen, die 
unter Tage und unter gesundheitsschädlichen Bedingungen 
arbeiten und auch See- und Schauerleute sowie Eisenbahner 
und Bergleute.5) 
Die sowjetischen Regelungen bestimmen Personenkreise, 
die bei den allgemeinen Bedingungen einer Altersrente in 
den Genuß einer Begünstigung kommen können.6) So wer-
den diesbezüglich folgende Kürzungen vorgenommen: 
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- Rentenalter um 10 (bei Frauen um 15), Beschäftigungszeit 
um 10 Jahre für Blinde und Liliputaner; 
- Rentenalter um 10, Beschäftigungsdauer um 5 Jahre für 
Beschäftigte in unterirdischen, gesundheitsschädlichen und 
hitzebelasteten Betrieben; 
- Rentenalter um 5 Jahre (Beschäftigungsdauer ungekürzt) 
für Beschäftigte in ausgewählten Regionen (mehr als 15 
Jahre von der allgemeinen Frist im Norden, mehr als 20 
Jahre in Ural-, Sibirien- und Fernostgebieten), für Frauen, 
die   auf  Traktoren   und   landwirtschaftlichen   Maschinen 
arbeiten, für Arbeiterinnen in der Textilindustrie, die bei 
erhöhter Arbeitsintensität beschäftigt sind. 

Besondere Kürzungen bestehen bezüglich des Rentenalters 
für die arbeitenden Mütter. Auch in diesem Zusammenhang 
ist das Rentensystem in Bulgarien am großzügigsten, jedoch 
nur dann, wenn eine Mutter 5 Kinder bis zum Alter von acht 
Jahren großgezogen hat. Für ihren Ruhestand muß sie dann 
15 Jahre arbeiten und 40 Jahre alt sein, wenn sie in der ersten 
Arbeitskategorie beschäftigt ist, oder 45 Jahre, wenn sie in 
der zweiten oder in der dritten Arbeitskategorie arbeitet. 
Auch in der Sowjetunion gibt es diesbezügliche Begünsti-
gungen nur für Mütter, die fünf und mehr Kinder bis zum 
achten Lebensjahr großgezogen haben: Die Altersrente wird 
ihnen nach 15 Jahren Arbeit und im Alter von 50 Jahren 
gewährt. 
In der DDR und Rumänien werden Begünstigungen für die 
arbeitenden Mütter jedoch schon vom dritten Kind ab 
gewährt. Die Kürzungen beziehen sich in der DDR auf die 
Arbeitsjahre und in Rumänien auf das Alter des Rentenüber-
gangs. In der DDR arbeitet eine Mutter, die 3 Kinder 
großgezogen hat, 14 Jahre für ihre Rente, die Mutter von 
vier Kindern 13 Jahre usw. In Rumänien kann eine Mutter 
mit 54 Jahren in den Ruhestand gehen, wenn sie drei Kinder 
bis zum 10. Lebensjahr großgezogen hat, mit 53 Jahren bei 
4 Kindern und mit 52 Jahren bei 5 und mehr Kindern. Die 
Altersgrenze sinkt auch in der Tschechoslowakei für die 
arbeitende Mutter, dort jedoch schon ab dem ersten großge-
zogenen Kinde um ein Jahr, so daß nur die Frauen ohne 
Kinder 57 Jahre alt sein müssen, um in den Ruhestand zu 
gehen, sonst aber die Mütter mit einem Kind 56 Jahre, mit 
zwei Kindern 55 Jahre, mit drei oder vier Kindern 54 Jahre 
und mit fünf und mehr Kindern 53 Jahre.7) Der rentenrecht-
liche Unterschied zwischen einer tschechoslowakischen und 
einer bulgarischen Mutter ist also beträchtlich. 

3. Die Berechnung der Altersrenten 
Für die Berechnung der Altersrenten gibt es in den betroffe-
nen Ländern zwar kein einheitliches System, jedoch lassen 
sich zwei Ländergruppen unterscheiden, je nach dem Diffe-
renzierungsgrad der Berechnungsarten. In der Sowjetunion, 
Rumänien, Bulgarien und Jugoslawien werden einfache Pro-
zentsätze auf eine Berechnungsbasis angelegt, während in 
Polen, Ungarn, der Tschechoslowakei und in der DDR die 
Berechnungsarten komplexer sind. In allen Ländern existiert 

7) Ljutov, A., Gočeva R., a. a. O., S. 430 ff. 
8) siehe Panorama de l'URSS, Le courrier des pays de l‘est, 1979, No. 

226-227. 
9) Porket, J. L., Old Age Pension Schemes in the Soviet Union and Eastern 

Europe, in: Social Policy & Administration, Nr. l, 1979, S. 25. 
10) Ljutov, A., Gočeva R., a. a. O.  
11) Službeni list, 1976, Nr. 18. 
12) Porket, J. L., a. a. O. 
13) Dziennik Ustav, a. a. O. 
14) Sbirkä zäkonu, a. a. O. 

eine Minimalrente, in vielen von ihnen wird aber auch der 
Betrag der maximalen Rente bestimmt. 
Für die Berechnung der Altersrente in der UdSSR und in 
Rumänien wird als Basis der günstigste Fünfjahresdurch-
schnitt der Monatsverdienste aus den letzten zehn Jahren 
aktiver Arbeit gewählt. Die Rente wird als Prozentsatz von 
dieser Basis berechnet und zwar unterschiedlich nach Ver-
dienstgruppen. So sind Ende der 70er Jahre folgende Pro-
zentsätze für die Rentenberechnung in der Sowjetunion 
angewandt worden8): 
- für einen Monatsverdienst zwischen 70 und 80 Rubel: 
65%, 
- für einen Monatsverdienst zwischen 80 und 100 Rubel: 
55%, 
- für einen Monatsverdienst zwischen 100 und 240 Rubel: 
50%. 

Für die Monatsverdienste über 240 Rubel ist die Altersrente 
einheitlich für alle auf 120 Rubel festgelegt. Gegenüber 
diesem Maximum gilt seit 1971 ein Minimum von 45 Rubel 
für die Arbeiter und Angestellten, die in der Stadt wohnen, 
und 38,25 Rubel für Landbewohner. In Rumänien beträgt 
der Prozentsatz für die Berechnung der Altersrente zwi-
schen 50 und 85% des Monatsverdienstes9). In bezug auf die 
Höhe des durchschnittlichen Monatsverdienstes ist der nied-
rigste Prozentsatz (50%) auch der meist angewandte. 
In Bulgarien wird als Berechnungsbasis ein Dreijahres-
Durchschnitt der Monatsverdienste aus den letzten 15 Jah-
ren aktiver Arbeit genommen. Darauf werden Prozentsätze 
in einer ähnlichen Spanne wie in Rumänien angelegt10). 
In Jugoslawien wird als Basis ein Zehnjahresdurchschnitt der 
Verdienste genommen, jedoch nicht unbedingt aus den letz-
ten aktiven Jahren, sondern aus irgendeiner Arbeitsphase, 
die für den Rentner am günstigsten ausfällt. Darauf wird ein 
Satz von 80% angelegt, um den Rentenbetrag auszurechnen. 
Der Prozentsatz sinkt mit verringerter Arbeitsdauer und 
darf bei 15 Jahren Arbeitsdauer nicht weniger als 35% der 
Rentenbasis für Männer und 40% für Frauen betragen. 
Damit ist auch die Mindestrente bestimmt.11) 
Auch in Polen werden zwei Möglichkeiten für die Berech-
nung der Basis gegeben: entweder sind es die durchschnittli-
chen Monatsverdienste des letzten Arbeitsjahres oder aber 
ein Durchschnitt von, vom Versicherten ausgewählten, 24 
Monaten innerhalb der letzten 12 Jahre seiner Beschäfti-
gung. Auf diese Basis werden Prozentsätze wie folgt ange-
legt: für die ersten 2000 Zloty ein Prozentsatz von 80% und 
für den restlichen Betrag über 2000 Zloty 50%.12) Für jedes 
volle Jahr der Beschäftigung über die Beschäftigungsdauer 
von 20 Jahren hinaus wird noch zusätzlich 1% von der 
Berechnungsbasis zu der Rente gerechnet.13) 
In der Tschechoslowakei wird als Basis der Rentenberech-
nung ein Fünf- oder Zehnjahresdurchschnitt der Monatsver-
dienste gewählt, der innerhalb der Beschäftigungsdauer für 
die betroffene Person am günstigsten ausfällt.14) Darauf wird 
je nach Arbeitskategorie ein Prozentsatz zwischen 50 und 
60% angelegt; 60% von dem Durchschnittsverdienst in der 
ersten Arbeitskategorie, 55% in der zweiten Arbeitskatego-
rie und 50% in der dritten. Dazu werden noch zusätzliche 
Beträge bezahlt: für jedes aktive Jahr von dem 21. Beschäfti-
gungsjahr ab in der ersten Kategorie 2% vom durchschnittli-
chen Monatsverdienst, in der zweiten Kategorie 1,5% und 
in der dritten 1%, jedoch erst vom 26. Beschäftigungsjahr 
ab. Gleichzeitig wird besonderer Wert auf die Festlegung 
von Maximalrenten gelegt: sie dürfen in der ersten Arbeits- 
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kategorie nicht 2500 Kronen im Monat überschreiten und in 
der zweiten nicht höher als 2150 Kronen sein. So ist auch in 
diesem Land die Maximalrente niedriger als der durch-
schnittliche Monatsverdienst in der Wirtschaft (vgl. Ta-
belle 3). 

 

In Ungarn wurden im Laufe der Jahre verschiedene Experi-
mente mit der Berechnung der Rente gemacht.15) Es ging vor 
allem um die Zahl der notwendigen Arbeitsjahre. Diese 
wurde in der Zeit zwischen 1954 und 1970 von anfangs 10 
Jahren jährlich um ein Jahr verlängert, so daß sie im Jahre 
1970 25 Jahre betrug. Im Jahre 1975 wurde wiederum eine 
zehnjährige Mindest-Arbeitsdauer eingeführt und im Jahre 
1980 auf 20 Jahre verlängert. Das ungarische Berechnungs-
system scheint am meisten von der Zahl der Arbeitsjahre 
abzuhängen. So setzt sich die Altersrente wie folgt zusam-
men: für die ersten zehn Jahre Arbeit beträgt sie 33% der 
durchschnittlichen Verdienste für diese Zeit, auf dieser Basis 
erhöht sie sich um 2% für jedes der nächsten 15 Arbeits-
jahre, weiter um l % für jedes der nächsten sieben Arbeits-
jahre und um 0,5% pro Jahr über die nächsten 10 Arbeits-
jahre. Insgesamt errechnen sich also 63 % der Verdienste 
nach 25 Jahren Arbeit und 75% nach 42 Jahren Arbeit. Für 
das Jahr 1980 wurde die minimale Rente in Ungarn auf 1240 
Forint festgesetzt und die maximale auf 7500 Forint.16) 
Verglichen mit dem durchschnittlichen Monatsverdienst für 
dasselbe Jahr ist die maximale Rente um 88% höher. Der 
Unterschied zur Tschechoslowakei ist offensichtlich, da 
dort die maximale Rente um 5% niedriger als der durch-
schnittliche Verdienst ist (Tabelle 3). 
Von allen diesen Berechnungsarten der Rente unterscheidet 
sich der Fall der DDR am meisten.17) Dort wird die Rente 
aus einem festen und einem flexiblen Teil zusammengesetzt. 
Der feste Teil beträgt für alle Beschäftigten einheitlich 110 
Mark. Der flexible Teil wird wie folgt errechnet: Von dem 
durchschnittlichen Verdienst der letzten 20 Jahre wird ein 
Prozent genommen und mit der Zahl der tatsächlichen 
Arbeitsjahre multipliziert. Die Mindestrente beträgt 270 

15) Porket, J. L., a. a. O. 
16) Heti Vilaggazdasag vom 20. 12. 1980 
17) Sozialversicherung der DDR, Panorama DDR, 1980 S. 47. 
18) Siehe hierzu Ruß, W., Altersrente in der DDR, in: Deutschlandarchiv, 

1981, Nr. l, S. 51 f. 
19) Eigene Berechnungen aufgrund der Daten aus der Tabelle 3. 
20) Siehe hierzu Yugoslav Survey, 1981, Nr. 4, S. 145. 

Mark monatlich. Diese erhalten die Personen, die mit weni-
ger als 15 Arbeitsjahren Anspruch auf eine Altersrente 
haben, sowie Frauen, die fünf und mehr Kinder geboren 
und das 60. Lebensjahr vollendet haben, falls sie keine 
andere Altersrente erhalten.18) 
In manchen Ländern erhalten die Rentner noch Zuschläge 
für nichtarbeitende Personen im Haushalt. So werden dafür 
in der UdSSR, Tschechoslowakei und Polen die angewand-
ten Prozentsätze um einige Punkte erhöht. In der DDR wird 
ein Pauschalzuschlag von 100 Mark monatlich bezahlt. 
Insgesamt gesehen sind im Ländervergleich bezüglich der 
Festsetzung der Altersrenten zwei Tendenzen zu unterschei-
den: einerseits die Bemühung um eine möglichst wirksame 
Nivellierung der Renten und andererseits die Absicht, die 
Rentenberechnung als Instrument der Beschäftigungspolitik 
zu nutzen. Die erste Tendenz findet sich in Bulgarien, 
Rumänien und der Sowjetunion, während in der DDR, 
Polen, der Tschechoslowakei und in Ungarn versucht wird, 
dadurch die Lebensarbeitszeit zu beeinflussen. Die Interes-
sen sind dabei jedoch unterschiedlich: das Berechnungssy-
stem stimuliert eine längere Arbeitsdauer in der DDR, der 
Tschechoslowakei und in Polen, weniger aber im Falle von 
Ungarn. Dies ergibt sich auch aus einer Berechnung der 
Altersrenten aufgrund der monatlichen Durchschnittsver-
dienste für jedes Land, wobei die Altersrenten unterschied-
lich einmal für die Arbeitsdauer von 35 Jahren und ein 
andermal für die Arbeitsdauer von 40 Jahren berechnet 
wurden.19) Danach erhöht sich die Rente in der DDR um 
10% für eine Verlängerung um fünf Arbeitsjähre zwischen 
dem 35. und 40. Arbeitsjahr, in der Tschechoslowakei um 
8% und in Polen um 5%, dagegen in Ungarn nur um 3%. 
Seit der Mitte der 70er Jahre scheint die ungarische Alters-
rentenpolitik schon der künftig zu erwartenden Beschäfti-
gungssituation angepaßt zu sein; denn seitdem dort die 
Maßnahmen zur Freisetzung von Arbeitskräftereserven in 
den Unternehmen eingeführt wurden, wird ein Umschwung 
von der Unter- zur Überbeschäftigung für möglich gehalten. 
Die regressiven Prozentsätze für die Berechnung der Alters-
rente sind mit der steigenden Arbeitsdauer so festgesetzt, 
daß die Arbeitsdauer über 32 Jahre kaum noch einen 
beträchtlichen Einfluß auf die Höhe der Rente ausübt. 
In Tabelle 3 werden vom Autor berechnete Altersrenten den 
durchschnittlichen Monatsverdiensten gegenübergestellt. Sie 
sind ohne die Berücksichtigung von Rentenanpassungen 
berechnet worden und sind deswegen zweifelsohne zu nied-
rig im Vergleich zu den entsprechenden tatsächlichen Ver-
hältnissen. Der Realität am nächsten dürften die Angaben 
für Polen sein, wo die Berechnung den aus dem selben Jahr 
stammenden Regelungen entspricht. Schätzungsweise dürf-
ten die tatsächlichen Relationen Altersrente : Monatsver-
dienst in diesen Ländern zwischen 55% und 65% liegen. 
Wegen der hohen Inflation ist für Jugoslawien die Berech-
nung der Altersrente ohne eine genauere Anwendung von 
Anpassungskoeffizienten unmöglich. Es ist jedoch interes-
sant zu unterstreichen, daß dort die Relation zwischen der 
Altersrente als ausgezahltem Durchschnittsbetrag 
(1980 = 4544 Dinar) und dem durchschnittlichen Monats-
verdienst (1980 = 7368 Dinar) von allen betreffenden Län-
dern am günstigsten ist (75%). Dies wird zum Teil durch die 
hohe Streuung der Renten mit einer Spanne von l : 10 
gegenüber der Einkommensstreuung von l : 4 erklärt.20) 

Die Anpassung der Altersrenten wird politisch und tech-
nisch gesehen unterschiedlich durchgeführt. Mit der Aus-
nahme von Jugoslawien gibt es in den RGW-Ländern nur 
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selten Preiserhöhungen. Die Rente, die mehr oder weniger 
als eine Gabe des sozialistischen Staates angesehen wird, 
wird dann eher im Rahmen der Sozialpolitik erhöht. So soll 
auch die Angabe der DDR, daß dort die Altersrenten seit 
Bestehen des Staates 11 mal erhöht worden sind, verstanden 
werden.21) Anders ist der Fall in Jugoslawien, wo die jährli-
che Inflationsrate bei etwa 40% liegt. Die Altersrenten 
werden sporadisch der Preiserhöhung angepaßt, am meisten 
aufgrund pauschal festgesetzter Prozentsätze, die nachträg-
lich angewandt werden und wesentlich unter der tatsächli-
chen Inflationsrate liegen, was zu einer Verschlechterung 
der Kaufkraft der Renten führt. 
Zwischen diesen zwei extremen Fällen sollen noch in diesem 
Zusammenhang die Beispiele von Polen und Ungarn 
genannt werden. In Polen wird die Rente so dynamisiert, 
daß von Zeit zu Zeit die für ihre Berechnung angewandten 
Prozentsätze erhöht werden. Ab 1968 wurden für die ersten 
1500 Zloty der Berechnungsbasis 80%, von 1500 bis 2000 
Zloty 55% und von über 2000 Zloty 25% berechnet. Ab 
1975 erhöhten sich diese Prozentsätze auf 80% für Beträge 
bis 2000 Zloty und 25% für die Beträge über 2000 Zloty, ab 
1980 auf 50% für Beträge über 2000 Zloty. Anscheinend 
gibt es bei solchen Neuregelungen keine Anpassung der 
jeweiligen Altrenten. So besteht ein wesentlicher Unter-
schied zwischen der im Jahre 1974 berechneten Rente und 
derjenigen aus dem Jahre 1975 usw.22) 
In Ungarn wird die Dynamisierung der Altersrente sowohl 
unter dem Aspekt der Sozialpolitik als auch als Anpassung 
an die Preisentwicklung durchgeführt. In den Jahren 1959, 
1965, 1970 und 1979 sind einmalige Erhöhungen der Alters-
renten durchgeführt worden und zwar nur für eine 
bestimmte Zahl von Rentnern. So galt die Erhöhung zum 
Beispiel im Jahre 1959 für 360 000 Rentner, im Jahre 1979 
dagegen für l 300 000 Rentner. Im Jahre 1979 sind die 
Renten aus den Jahren zwischen 1954 und 1958 um monat-
lich 370 Forint erhöht worden und diejenigen aus den Jahren 
1959 bis 1970 um 100 Forint.23) Demgegenüber werden alle 
Altersrenten obligatorisch jedes Jahr um 2% erhöht, wobei 
diese Erhöhung nicht mehr als 70 Forint im Monat betragen 
darf. Nur bei sehr niedrigen Renten darf die jährliche Erhö-
hung 3,5% betragen.24) 

4. Rentenversicherungsbudget 
In allen hier betrachteten Ländern laufen die Einnahmen 
und Ausgaben der Sozialversicherung, also auch der Renten-
versicherung über den Staatshaushalt. Die meisten Länder 
führen die Altersversicherung im Rahmen der Sozialversi-
cherung, einige jedoch in gesonderten Institutionen für Ren-
tenversicherung (Bulgarien, Polen, Jugoslawien). Die Ein-
nahmen der Rentenfonds setzen sich aus den Einzahlungen 
der Betriebe für die Rentenversicherung der Beschäftigten 
und aus dem Beitrag des Staatshaushaltes zusammen. In 

21) Sozialversicherung der DDR a. a. O. 
22) siehe hierzu Porket, J. L., The Economic Lot of Polish Retired Workers, 

in: Osteuropa-Wirtschaft, 1981, Nr. 4, S. 294-303. 
23) La Hongrie, 1979, Nr. l, S. 47. 
24) La Hongrie, 1981, Nr. l, S. 57. 
25) Berechnet nach den Angaben der Statistischen Jahrbücher der betreffenden 

Länder. 
26) Ebd. 
27) Dieser bewegt sich im Fall von Jugoslawien zwischen 12% und 16% des 

Lohnfonds je nach Republik (nach Borba vom 18. 11. 1982). In der DDR 
ist der Beitrag für die Betriebe am 1. 1. 1978 von 10% auf 12,5% erhöht 
worden, (vgl. Ruß, W., a. a. O.). 

28) vgl. Ruß, W., a. a. O. 

einigen Ländern gehört dazu noch der Beitrag des Beschäf-
tigten, der als Prozentsatz seines Monatsverdienstes berech-
net wird. 
Insgesamt gesehen gibt es kein einheitliches System der 
Fondsbildung der Sozialversicherung. In jedem Land ist der 
Anteil des Sozialversicherungsaufwands am Staatshaushalt 
vollkommen unterschiedlich: Er bewegt sich zwischen 
12%(Sowjetunion) und 32% (Tschechoslowakei). Renten-
leistungen allein machen zwischen 4% (DDR) und 13% 
(Ungarn) der Staatsausgaben aus.25) Mit Ausnahme der 
DDR haben diese Anteile in allen anderen Ländern eine 
wachsende Tendenz. Dies erklärt sich eher durch den alters-
strukturbedingten Anstieg des Rentneranteils an der Bevöl-
kerung (siehe hierzu Tabelle 4) als durch eine Verbesserung 
der materiellen Verhältnisse der Rentner. 

Für die umgekehrte Betrachtung (Anteil des Staatshaushalts 
an den Sozialversicherungsfonds) liegen nicht für alle Länder 
ausreichende Angaben vor. Soweit verfügbar, zeigen sich 
große Unterschiede von Land zu Land. Die höchsten 
Anteile der Staatszuschüsse an den Einnahmen der Sozial-
versicherung scheinen die Sowjetunion und die Tschecho-
slowakei aufzuweisen: Sie betrugen dort im Jahre 1970 51% 
bzw. 58% und sind im Jahre 1980 auf 60% bzw. 64% 
gestiegen.26) Dagegen ist zum Beispiel im Falle Polens der 
Beitrag des Staatshaushaltes an den Einnahmen des Renten-
versicherungsfonds in derselben Zeit zurückgegangen: von 
5,4% im Jahre 1970 auf 4,9% im Jahre 1980. Dasselbe gilt 
auch für Jugoslawien, wo der entsprechende Anteil von 
13,7% im Jahre 1970 auf 12,8% im Jahre 1980 gesunken ist. 

Der größte Teil der Sozial- und Rentenversicherungseinnah-
men stammt aus den Einzahlungen der Unternehmen aus 
ihren Lohnfonds.27) Nur wenige Länder kennen noch dazu 
einen Beitrag, den jeder Beschäftigte von seinem Verdienst 
an die Rentenversicherung bezahlt. Er beträgt in Polen 3%, 
in Ungarn 6% und in der DDR 10% des monatlichen 
Verdienstes. 
Mit der Ausnahme der DDR handelt es sich in allen betrof-
fenen Ländern um ein einheitliches staatliches System der 
Sozial- und Rentenversicherung. Es gibt geringe Abwei-
chungen wie z. B. im Falle von Rumänien, wo eine auto-
nome Sozialversicherung für die Rechtsanwälte existiert und 
auch die Sozialversicherung der Kolchosbauern in einer 
gesonderten Institution geführt wird. In vielen Ländern 
wird die Sozialversicherung der Beschäftigten in der Land-
wirtschaft gesondert geführt. Nur in der DDR gibt es neben 
den verschiedenen Trägern der Sozialversicherung auch die 
Möglichkeit einer zusätzlichen Altersversicherung. Haupt-
sächlich gibt es dort zwei Träger der Sozialversicherung: die 
Sozialversicherung der Arbeiter und Angestellten für alle 
Werktätigen, Studenten und Ärzte, und die Staatliche Versi-
cherung der DDR für Mitglieder der Produktionsgenossen-
schaften, Rechtsanwälte und Handwerker. Im Jahre 1968 
wurde dazu eine freiwillige Zusatzrentenversicherung einge-
führt. Dieser können alle Werktätigen, deren Einkommen 
600 Mark im Monat übersteigt, beitreten. Der Beitrag zur 
freiwilligen Zusatzrentenversicherung beträgt 10% des 600 
Mark monatlich übersteigenden Bruttoarbeitseinkommens. 
Arbeiter und Angestellte, die 25 Jahre lang Beiträge zur 
freiwilligen Zusatzrentenversicherung gezahlt haben, wer-
den von der Beitragszahlung befreit. Ihr Betrieb zahlt jedoch 
ihren Beitrag an diese Versicherung weiter. Durch diese 
Regelung soll der Versicherte einen Anreiz erhalten, früh-
zeitig der freiwilligen Zusatzrentenversicherung beizu-
treten.28) 
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5. Erwerbstätigkeit von Rentnern 
Die allgemeine Entwicklung der Altersstruktur der osteuro-
päischen Bevölkerung zeigt eine Tendenz zum Altern. 
Davon sind nur Jugoslawien und die DDR ausgenommen. 
Ersteres wegen der hohen Fertilität in den unterentwickelten 
Gebieten, die DDR durch die Normalisierung der demogra-
phischen Verhältnisse aufgrund der unterschiedlichsten in 
dieser Richtung wirkenden Maßnahmen. Gegenwärtig 
haben die DDR, Ungarn und Bulgarien die höchsten Anteile 
der Bevölkerung im Alter über 60 Jahre (zwischen 16 und 
19% der Bevölkerung). In den übrigen Ländern liegt dieser 
Anteil bei 13% (siehe Tabelle 4). Insgesamt gesehen zeigt 
der Vergleich der Bevölkerungsstrukturen einzelner Länder 
zwischen den Jahren 1970 und 1980, daß die Maßnahmen 
zur Erhöhung der Geburtenzahl einige Erfolge hatten. 
Der Anteil der Bezieher von Altersrenten steht nicht in 
direkter Beziehung zu der Bevölkerungsstruktur. (vgl. 
hierzu Tabelle 5). Die verschiedensten Faktoren wie nied-
rige Anteile der Arbeitnehmer außerhalb der Landwirtschaft 
(Jugoslawien, Polen, Ungarn) oder niedrige Frauenerwerbs -
quoten sowie Alterserwerbstätigkeit sind dafür verantwort-
lich, daß die höchsten Anteile der Rentner aus dem Arbei-
ter- und Angestelltenverhältnis in Bulgarien, in der Tsche-
choslowakei und in der DDR zu verzeichnen sind, die 
niedrigsten dagegen in Ungarn, Polen und vor allem in 
Jugoslawien. 
Die weitere Beschäftigung der Werktätigen im Alter ist in 
allen osteuropäischen Ländern sehr verbreitet. Es gibt 
jedoch einen Unterschied zwischen den RGW-Ländern und 
Jugoslawien in diesem Zusammenhang. Während in den 
ersten die Rentner einen erwünschten Beitrag zum Erwerbs-
potential darstellen und zu weiterer Beschäftigung stimuliert 
werden, ist diese Form der Aktivität in Jugoslawien sehr 
ungern gesehen und wird immer weniger toleriert. 

Die höchste Erwerbsbeteiligung der Rentner kennen die 
Länder mit dem größten Mangel an Arbeitskräften: Tsche-
choslowakei, DDR, Ungarn und Sowjetunion. Dieses Phä- 

nomen scheint zur Zeit in der Tschechoslowakei am wich-
tigsten zu sein. Dort wächst der Anteil dieser Altersgruppe 
an der Gesamtzahl der Beschäftigten ständig, während er in 
der DDR und Ungarn zurückgeht. Er beträgt heute in der 
Tschechoslowakei 9%, in der DDR 7%, in der Sowjetunion 
5% und in Ungarn 3% (gegenüber 6% im Jahre 1970 und 
sogar 13% im Jahre 1960).29) Die tschechoslowakische und 
ungarische Statistik weisen genauere Daten dazu aus. 
In der Tschechoslowakei bleiben 22% der Bevölkerung im 
Rentenalter weiter im Erwerbsleben. Ihre Arbeit ist am 
wichtigsten in den Bereichen der Landwirtschaft, des Bil-
dungs- und des Gesundheitswesens (siehe Tabelle 6). 
Besonders auffällig ist dabei der hohe Anteil der Arbeiter an 
der Gesamtzahl der erwerbstätigen Rentner. Dies ergibt sich 
wohl nicht nur aufgrund der materiellen, sondern auch der 
psychosozialen Bedürfnisse. Die Landwirtschaft und der 
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Dienstleistungsbereich sind die Wirtschaftszweige mit dem 
größten Anteil der Rentner auch in Ungarn. Dort befindet 
sich fast die Hälfte aller erwerbstätigen Rentner (siehe Ta-
belle 7). 

 

29) Berechnet nach den Angaben der Statistischen Jahrbücher der betreffenden 
Länder. 

30) Seidl, V., Ekonomickä aktivita osob v poproduktivnim veku, Plänovane 
hospodafstvi, 1979, Nr. 8. 

Alter und Geschlecht wirken unterschiedlich auf die 
Erwerbstätigkeit der Rentner ein. Darüber gibt es für die 
Tschechoslowakei folgende Angaben:30) 

 

So bleibt die Hälfte aller arbeitenden Männer nach dem 
Erreichen des Rentenalters weiter im Arbeitsverhältnis. 
Einige steigen nach drei Jahren, die meisten jedoch erst nach 
acht Jahren endgültig aus. Dagegen bleibt nur ein Drittel der 
Frauen etwa bis zum 65. Lebensjahr weiter in Beschäfti-
gung. Die Möglichkeit einer Frau sich besser in ein reines 
Familienleben zu integrieren, spielt dabei sicher auch eine 
Rolle. 
Auf die Bereitschaft, weiter erwerbstätig zu bleiben, hat das 
System der Entlohnung einen wichtigen Einfluß. Im allge-
meinen werden in den osteuropäischen Ländern diesbezüg-
lich zwei Systeme angewandt. Nach dem ersten kann der 
Arbeitnehmer nach dem Erreichen des Rentenanspruchs 
ohne Rentenbezüge noch weiter Lohn bzw. Gehalt bezie-
hen, während der Rentenanspruch sich jährlich um einen 
bestimmten Prozentsatz erhöht. Dieses System wird in Bul-
garien, der Tschechoslowakei und Ungarn angewandt. Die 
Rente wird dort jährlich um 7% (in Ungarn um 8%) erhöht. 
Nicht immer kann diese Erhöhung unbegrenzt sein: In der 
Tschechoslowakei wird ihr ein Maximum von 3000 Kronen 
im Monat gesetzt. Das zweite System ermöglicht den gleich-
zeitigen Bezug von Rente und Arbeitseinkommen. Dies 
wird in der DDR, in Jugoslawien und zum Teil in der 
Sowjetunion, der Tschechoslowakei, Rumänien und auch in 
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Ungarn praktiziert. Wiederum ist dabei das Beispiel der 
Tschechoslowakei am informativsten. Dort sind drei 
Varianten üblich:31) 
(1) Die Rente wird voll ausgezahlt bei einem gleichzeitigen 
Monatsverdienst von nicht mehr als 800 Kronen. 
(2) Die Rente wird voll ausgezahlt bei einem vollen Monats-
verdienst; sie darf jedoch nicht mehr als 1100 Kronen be-
tragen. 
(3) Bei einer Teilzeitarbeit wird die Hälfte der Rente ausge-
zahlt, wenn der Monatsverdienst auf wenigstens ein Drittel 
des bisherigen Arbeitseinkommen bei Vollzeitarbeit gesun-
ken ist. Die Teilzeitarbeit beträgt dann nicht weniger als 50 
Tage und nicht mehr als 180 Tage im Jahr. Insbesondere die 
letzte Variante wird in der Tschechoslowakei vorgezogen 
und zwar wegen ihrer Flexibilität bei der Zeitverteilung in 
der Woche und innerhalb eines Jahres, wobei die Urlaubs-
zeit unterschiedlich lange genutzt werden kann. 

Die Teilzeitarbeit der Rentner gibt auch die Möglichkeit, die 
Arbeit ihren psychischen und physischen Bedürfnissen 
anzupassen. So überlassen die Unternehmen in Polen und 
Bulgarien die freien Stellen für leichtere Arbeit zur Beset-
zung mit Rentnern den Arbeitsämtern. In Budapest ist ein 
spezielles Arbeitsamt für die Rentner eröffnet worden. 

6. Schlußbetrachtung 
Die Regelungen des Überganges in den Ruhestand stehen in 
den RGW-Ländern völlig unter den Bedingungen des 
Arbeitskräftemangels. So ist die gesamte Rentenpolitik und -
praxis auf das Ziel hin orientiert, die Arbeitnehmer so lange 
wie möglich im Arbeitsverhältnis zu behalten. Dies bestätigt 
auch die Diskussion zu diesem Thema in den betreffenden 
Ländern. Dabei geht es hauptsächlich um zwei Themen: die 
Anwendung der flexiblen Altersgrenze und die Erhöhung 
der materiellen Stimulierung zur Fortsetzung des Arbeits-
verhältnisses im Rentenalter. In den 70er Jahren wurde die 
flexible Altersgrenze in Polen in der Praxis erprobt. Es 

31) Seidl, V., a. a. O. 

handelte sich um ein Experiment, den Arbeitnehmern die 
individuelle Bestimmung ihres Rentenalters selbst zu über-
lassen. Man erwartete dabei, daß die Entscheidung, die 
Erwerbstätigkeit um so viel wie möglich zu verlängern, 
überwiegen würde. Einerseits sah man dies im Interesse der 
Gesellschaft, da die Rentenlast immer höher wurde, und 
andererseits im Interesse des einzelnen, der seine Interessen 
an beruflicher Aktivität und sozialer Integration befriedigen 
können sollte. 

Der meist diskutierte materielle Stimulus für die Fortsetzung 
der Erwerbstätigkeit der Rentner bezieht sich auf den 
Monatsverdienst, der neben einer vollen Rente bezahlt wird. 
Im Gegensatz zu der bisherigen meist praktizierten Teilzah-
lung wird erörtert, ob dieser Monatsverdienst hundertpro-
zentig ausgezahlt werden soll. 
Die Diskussion um den Übergang in den Ruhestand und die 
damit verbundenen Regelungen steht in Jugoslawien unter 
dem Zeichen der Arbeitslosigkeit und Inflation – beides 
Erscheinungen, die im Gegensatz zu den Problemen der 
RGW-Länder stehen. Um die Arbeitsplätze den Jüngeren 
zur Verfügung stellen zu können, wird immer stärker ver-
langt, keine Erwerbstätigkeit von Rentnern und keine Über-
schreitung der gesetzlichen Ruhestandsgrenze zu dulden. In 
dem neu diskutierten Rentengesetz findet sich eine neue 
Regelung, die die Frauenerwerbstätigkeit betrifft. Ihr Ren-
tenalter erhöht sich auf 60 Jahre und sinkt um 4 Jahre für 
jedes großgezogene Kind. Im Falle der Mutter mit zwei 
Kindern beträgt das Rentenalter 52 Jahre. Damit wird eine 
zugleich sozial- wie arbeitsmarktpolitisch intendierte Maß-
nahme getroffen. 
Die Fragen der Dynamisierung der Altersrenten ist für alle 
osteuropäischen Länder aktuell, jedoch ist der Fall Jugosla-
wiens mit seiner hohen Inflation am auffälligsten. Dort 
strebt man an, im neuen Rentengesetz die Regelung einzu-
führen, daß die Renten regelmäßig um denselben Prozent-
satz wie die Arbeitseinkommen – im gleichen Jahr – erhöht 
werden, während eine solche Anpassung bisher nur mit 
einem Jahr Verzug erfolgt. Hier wie in allen anderen osteu-
ropäischen Ländern wird oft beklagt, daß die Rentenpolitik 
eher zur Verarmung der Rentner als zu ihrem Wohlstand 
führt. 
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